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J O C H E N  O S T H E I M E R / M A R K U S  V O G T

Maßstäbe und Wirkungen staatlicher Steuerung 
im Umweltschutz

Zusammenfassung

Die staatliche Steuerungsfähigkeit in den komplexen Herausforderungen der Globalisie-
rung ist begrenzt, aber zugleich in neuer Weise gefragt und notwendig. Effektiv entfalten 
kann sie sich nur im Zusammenwirken mit den dynamischen Kräften des Marktes und 
der Zivilgesellschaft. Kern der ethischen Herausforderung ist die Vernetzung der unter-
schiedlichen Rationalitäten in Politik, Ökonomie und Ökologie. Eine solche Kohärenz 
herzustellen ist unter dem aktuellen Problemdruck der Finanzkrise besonders schwie-
rig.

Finanzkrise und Umweltschutz: ein Anlass zum 1 
vernetzten Denken

Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat viele gesellschaftliche Bereiche arg 
in Mitleidenschaft gezogen. Gleichwohl, so wird gerne mit Hinweis auf 
die Doppeldeutigkeit des chinesischen Schriftzeichens für Krise/Chan-
ce betont, bietet sie auch Chancen der Erneuerung. Ob sich dieser Opti-
mismus mit Blick auf die Lage der Umwelt bestätigt, wird im Folgenden 
untersucht.

Einerseits sind Energie- und Ressourcenverbrauch, Treibhausgas- und 
Schadstoffemissionen oder auch die Vernichtung ökologisch wertvol-
ler Flächen zurückgegangen, weil die wirtschaftliche Produktion ge-
schrumpft ist. Wird weniger hergestellt, wird weniger Umwelt verbraucht. 
Insofern bietet die Wirtschaftskrise der Natur eine kleine Verschnaufpau-
se. Andererseits heißt Umweltschutz in der Epoche der fortgeschritte-
nen und globalisierten Industrialisierung, dass es nicht genügt, die Na-
tur einfach unberührt zu lassen, sondern sie muss aktiv bewahrt werden. 
Dazu sind Investitionen und technische Innovationen erforderlich; doch 
genau dafür fehlt es an Geld. Die öffentlichen Haushalte sind infolge der 
Wirtschaftskrise massiv überschuldet, und viele Unternehmen im produ-
zierenden Gewerbe und im Dienstleistungssektor befi nden sich in einer 
Kreditklemme. 

Bisher wurde die Wirtschaftskrise kaum als Chance für eine ökologische 
Umgestaltung und Kursänderung der wirtschaftlichen Entwicklung ge-
nutzt. Das eklatanteste Beispiel für dieses Versäumnis ist die Abwrack-
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prämie, die offi ziell Umweltprämie heißen soll und vom Bundeswirt-
schaftsministerium in einer „Richtlinie zur Förderung des Absatzes von 
Personenkraftwagen“ umgesetzt wurde. Von „öko“ ist bei dieser Maß-
nahme wenig zu spüren. Nicht nur, dass sie keine Aufl age zum Kauf eines 
umwelt- und klimaschonenden Fahrzeugs enthielt, auch wurde ignoriert, 
dass aufgrund der hohen Umweltbelastung bei der Herstellung eines Au-
tos die Gesamtbilanz notwendigerweise negativ ausfallen muss, wenn ein 
Pkw vorzeitig verschrottet wird. Grün war lediglich die Rhetorik zur Be-
gründung der Richtlinie. Das eigentliche Ziel war dagegen die Förderung 
eines wichtigen Wirtschaftszweigs und der Schutz von Arbeitsplätzen, al-
so ein ökonomisch-soziales Anliegen.

Das vernetzte Miteinander der drei Zieldimensionen Wirtschaft, Soziales 
und Umwelt, wie es im Leitbild der Nachhaltigkeit programmatisch an-
gestrebt wird1, wurde nicht hinreichend bedacht. Erklären lässt sich dies 
erstens mit divergierenden Zeithorizonten. Umwelt- und Klimaschutz 
wirken meist zeitverzögert, in Jahren oder Jahrzehnten; der gerettete Ar-
beitsplatz wird dagegen sofort wahrgenommen. Folglich ist jede Regie-
rung, die ihre Chancen auf Wiederwahl verbessern will, gut beraten, in 
solchen Notfällen kurzfristig zu agieren. Zweitens hat Umweltschutz 
häufi g mit dem Problem zu kämpfen, dass der Kreis der Kostenträger und 
der Kreis der Nutzenempfänger nicht übereinstimmen. Weniger klima-
schädliche Autos müssen klein und sparsam sein – und werden von den 
deutschen Herstellern nur begrenzt angeboten. Also hätte eine Umwelt-
prämie den deutschen Haushalt belastet und ausländische Unternehmen 
und Arbeitnehmer unterstützt, was in einer Krisenlage kaum zu vermit-
teln ist (dass dies dann trotzdem eingetroffen ist, war so nicht geplant; die 
Ursache liegt also bei den Kunden und nicht bei der Regierung).

Gleichwohl besteht die Chance zu einer nachhaltigen Ausrichtung der 
Wirtschaft nach wie vor. Der aktuell vorherrschende allgemeine Zweifel 
am Wachstumscredo und die Einsicht in die ökologischen Notwendigkei-
ten als aktuelles Zeichen der Zeit2 verleihen den Regierungen dafür eine 
ausreichende Legitimation, die jedoch trotz aller Beteuerungen nicht ge-
nutzt wird. Dabei wäre mehr Nachhaltigkeit sinnvoll. Sie bringt etwa mit 
Blick auf den Klimawandel eine recht hohe volkswirtschaftliche Rendite3, 

1 Vgl. Markus Vogt, Prinzip Nachhaltigkeit. Ein Entwurf aus theologisch-ethischer Per-
spektive, München 2009, 134–179.

2 Vgl. Jochen Ostheimer, Zeichen der Zeit lesen. Erkenntnistheoretische Bedingungen ei-
ner praktisch-theologischen Gegenwartsanalyse, Stuttgart 2008, 15–36.

3 Die Zahlen aus dem Stern-Bericht sind bekannt: Die Gesamtkosten der durch den Kli-
mawandel verursachten Schäden werden sich jährlich auf 5 bis 20 % des globalen Brut-
toinlandsprodukts belaufen, entsprechende Vorkehrungen nur auf 1 % bzw. nach neue-
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und sie sorgt für mehr globale Stabilität, was angesichts der zahlreichen 
(bewaffneten) Konfl ikte und der hohen Migrationsströme unverzichtbar 
ist. Diese Friedensdividende lässt sich zwar nicht direkt messen, aber nach 
ihr zu streben ist politisch sinnvoll und ethisch unbedingt geboten.

Die wechselseitige Überlagerung der Finanz-, Klima-, Energie-, Ressour-
cen- und Sicherheitskrise zeigt eine tiefe Ambivalenz des gegenwärtigen 
Globalisierungsprozesses. Die Welt befi ndet sich inmitten einer Vielzahl 
gleichzeitiger Umbrüche. Nur auf der Basis einer Analyse der inneren 
Zusammenhänge der verschiedenen Krisenphänomene, die die Wechsel-
wirkungen zwischen Ökologie, Ökonomie und Sozialem stärker beach-
tet, kann die Politik Handlungsfähigkeit zurückgewinnen. So haben sich 
beispielsweise in Deutschland die Investitionen im Energiebereich ange-
sichts der Verknappung fossiler Energien (die bisher nur aufgrund der Fi-
nanzkrise noch vergleichsweise wenig auf die Preise durchschlägt) längst 
als Motor für einen expandierenden Exportmarkt bewährt. Eine stärkere 
Beachtung der ökologischen und sozialen Dimension kann auch die Wirt-
schaft selbst stabilisieren.

Investitionen in neue Bereiche wie Bildung und Forschung, Energie und 
Klimaschutz oder auch globale Entwicklung und Zusammenarbeit haben 
in Zeiten einer krisenhaften Verknappung der Mittel jedoch mit vielfäl-
tigen Widerständen zu kämpfen. Sie sind nur durchsetzbar auf der Grund-
lage eines klaren strategischen Konzeptes und eines breiten gesellschaft-
lichen Konsenses über die ethischen Grundlagen, Prioritäten und Grenzen 
staatlicher Steuerung. Dies schließt einen Kulturwandel hinsichtlich des 
Verständnisses von Wohlstand sowie der Zuordnung staatlicher, wirt-
schaftlicher und zivilgesellschaftlicher Verantwortung mit ein.

Wiederholt haben Bürger und Unternehmen in der gegenwärtigen Krise 
nach einem helfenden Staat gerufen, der dem auch gerne nachgekommen 
ist, weil er, welch Missverständnis, vermeinte, einen Ruf nach einem star-
ken Staat zu vernehmen. Doch zu einer Regulierung der Finanzmärkte 
zeigte er sich bislang nicht in der Lage. Stattdessen hat man „die Ban-
kenkrise mit demselben Mittel bekämpft, das zur Krise geführt hat: man 
pumpte viel billiges Geld in das System.“4 Das treibt lediglich zu neuen 
Spekulationen an, gegenwärtig vor allem in den Bereichen Ernährung, 

ren Schätzungen auf etwa 2 %; vgl. Nicholas Stern, The economics of climate change, 
Cambridge u. a. 2007; Ders., Der Global Deal. Wie wir dem Klimawandel begegnen und 
ein neues Zeitalter von Wachstum und Wohlstand schaffen, München 2009. Daraus er-
gibt sich bei frühzeitigen Investitionen in Klimaschutz eine mögliche Rendite von 3 bis 
19 %.

4 Alois Glück, Warum wir uns ändern müssen. Wege zu einer zukunftsfähigen Kultur, 
München 2010, 25.
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Landwirtschaft und Rohstoffe. Nach dem Abenteuer in der virtuellen 
Welt, das in der „Dotcom-Blase“ endete, scheinen die großen Anleger 
nun ihren Gewinn bei „Mutter Natur“ zu suchen.

Maßstäbe staatlicher Steuerung im Umweltschutz2 

Im Folgenden wird auf einer grundsätzlichen Ebene darüber nachgedacht, 
welche Maßstäbe sinnvollerweise die staatliche Umweltpolitik leiten sol-
len. In ethischer Hinsicht wird zunächst Umweltschutz als solcher und 
dann als staatliche Aufgabe begründet. Anschließend wird in einer ver-
fassungsrechtlichen Perspektive zwischen Umweltschutz als Grundrecht 
und als Staatsziel unterschieden. Abschließend werden zentrale Leitlinien 
für das Handeln des Staates und das heißt insbesondere der Verwaltung 
formuliert.

Ethische Begründungen staatlicher Umweltverantwortung2.1 

Umwelt ist ein Kollektivgut. Eine intakte Natur ist zum Nutzen aller; sie 
zu erhalten ist Aufgabe aller. Umweltschutz liegt im Allgemeininteresse. 
Er ist daher sowohl Staatsaufgabe als auch Bürgeraufgabe, im Ganzen ei-
ne Gemeinwohlaufgabe. Bei Umweltgütern, die wie ein stabiles Klima 
oder die Biodiversität globaler Natur sind, ändert sich an dieser prinzipi-
ellen Feststellung nichts; lediglich die Umsetzung sieht sich mit besonde-
ren Schwierigkeiten konfrontiert, weil Interessen, Fähigkeiten und Ob-
jekt des Handelns noch stärker divergieren.

Ausgehend von dieser Bestimmung der Umwelt als Gemeinschaftsgut 
kann Umweltschutz sowohl im Rahmen von Klugheitserwägungen als 
auch rechtsethisch begründet werden. Erstens ist er eine Sache der Klug-
heit, wie das Nachhaltigkeitskonzept zeigt, das ja immer ein Naturnut-
zungskonzept ist und dem dauerhaften Nießbrauch den Vorrang gegen-
über der kurzfristigen Übernutzung einräumt. Die ethisch entscheidende 
Aufgabe ist dann, die unterschiedlichen Nutzungsansprüche zu erfassen, 
gegeneinander abzuwägen sowie Formen zu fi nden, die eine dauerhaft 
stabile Bewirtschaftung sicherstellen.5 Die Erfahrung zeigt, dass die In-
stitution Eigentum in vielen Fällen sinnvoll ist, weil sich auf diese Wei-
se zum einen Konfl ikte leichter vermeiden lassen und zum anderen oft-

5 Vgl. Elinor Ostrom, Die Verfassung der Allmende. Jenseits von Staat und Markt, Tübin-
gen 1999.
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mals eine höhere Sorgfalt im Umgang mit der Umwelt an den Tag gelegt 
wird.6 Aus dem Grundsatz der Sozialpfl ichtigkeit des Eigentums leiten 
sich dann wiederum bestimmte Pfl ichten ab, zu denen auch Umwelt-
schutzanforderungen gehören können.

Zweitens lässt sich rechtsethisch argumentieren: „Wer zur Umweltzerstö-
rung beiträgt, greift in die Rechte anderer ein.“ Die naturalen Grundgüter 
zu erhalten ist „eine Gerechtigkeitspfl icht […], ein kategorischer Impera-
tiv der stärksten Verbindlichkeit, ein kategorischer Rechtsimperativ.“7

Die zweite Argumentation ist die ethisch schärfere, aber politisch, insbe-
sondere in globalen Zusammenhängen, deutlich schwieriger umsetzbar. 
Zudem ist sowohl grundsätzlich als auch im Einzelfall zu klären, welche 
Eingriffe in die Umwelt rechtsethisch relevant sind und welche nicht. 
Denn Leben heißt immer die Umwelt zu verändern. Daher ist im Kon-
kreten zu klären, welche Formen von Umweltnutzung durch ökonomi-
schen Gewinn gerechtfertigt werden und welche als Verletzung einer Ge-
rechtigkeitspfl icht kategorisch verboten sind.8

Dieser Einwand macht deutlich, dass immer auch zu klären ist, was unter 
Umwelt verstanden wird. Denn davon hängen die Umweltschutzmaß-
nahmen ab.9 (a) Im weitesten Sinn meint dieser Begriff sowohl die natür-
liche Umwelt als auch die soziale mitsamt der Technosphäre. Auch wenn 
diese Bestimmung für politisch-praktische Zwecke zu weit ist, darf sie 
doch nicht übersehen werden, weil der Mensch von Natur aus ein Kul-
turwesen ist. (b) In einem etwas engeren Sinn umfasst dieser Begriff die 
gesamte Biosphäre, deren Teil der Mensch ist. (c) Drittens kann, was meist 
der Fall ist, aus diesem Bereich der Aspekt der Rohstoffe ausgeklammert 
werden; zur Umwelt gehören dann Luft, Wasser, Boden, Pfl anzen und 
Tiere. Allerdings ist der Begriff der Rohstoffe seinerseits nicht eindeu-
tig. (d) Noch etwas weiter zugespitzt bezieht sich der Umweltbegriff auf 
Luft, Wasser und Boden. Viele Missverständnisse in der öffentlichen De-

6 So argumentiert schon Thomas von Aquin; vgl. zur Bedeutung der Eigentumslehre für 
den Zugang katholischer Sozialethik zur Umweltfrage Thorsten Philipp, Grünzonen ei-
ner Lerngemeinschaft. Umweltschutz als Handlungs-, Wirkungs- und Erfahrungsort 
der Kirche, München 2009, 81–86.

7 Otfried Höffe, Moral als Preis der Moderne. Ein Versuch über Wissenschaft, Technik 
und Umwelt, Frankfurt a. M. 1993, 173ff, Zitate: 173, 187; vgl. auch Anton Leist, Ökolo-
gische Ethik II: Gerechtigkeit, Ökonomie, Politik, in: Julian Nida-Rümelin (Hg.), An-
gewandte Ethik. Die Bereichsethiken und ihre theoretische Fundierung. Ein Handbuch, 
Stuttgart 1996, 425–427.

8 Vgl. auch Anton Leist, Ökologische Gerechtigkeit als bessere Nachhaltigkeit, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte 24 (2007), 3–10.

9 Vgl. Otfried Höffe, Sittlich-politische Diskurse. Philosophische Grundlagen, politische 
Ethik, biomedizinische Ethik, Frankfurt a. M. 1981, 138–141.
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batte resultieren daraus, dass jeweils unterschiedliche Begriffe bzw. Be-
reiche von Umwelt vorausgesetzt werden.10

Nach der Begründung von Umweltschutz als solchem kann in einem 
zweiten Schritt die besondere Verantwortung des Staates in diesem Hand-
lungsfeld hergeleitet werden, ebenfalls in einer doppelten Weise. Inso-
fern der Schutz von Boden, Luft und Wasser sowie von Landschaft und 
Klima dem Allgemeinwohl dient11, für das der Staat in besonderer Wei-
se Verantwortung trägt, ist eine staatliche (Mit)Verantwortung in diesem 
Feld eine Selbstverständlichkeit. „Der moderne Staat – gerade auch in 
Deutschland – hat stets Aufgaben wahrgenommen, die jetzt Umwelt-
schutz heißen.“12

Zudem besitzt allein der Staat die für den Schutz des Allgemeinwohls so-
wie individueller Rechtsansprüche erforderlichen Mittel. „Die Dimen-
sion der Aufgabe, die Notwendigkeit von Anordnung und Durchsetzung 
gegenüber vielen und auch mächtigen Nutzern erfordern schließlich Mit-
tel und Macht, über die nur der Staat verfügt.“13 Insbesondere im Blick auf 
die globalen und langfristigen Herausforderungen, die die Handlungs-
möglichkeiten des Einzelnen bei Weitem überschreiten, ist zumindest ei-
ne Impuls gebende und Rahmen setzende Verantwortung des Staates un-
verzichtbar, um die konkurrierende und oft auf kurzfristige Interessen 
angelegte Umweltnutzung durch Produzenten und Konsumenten gerecht 
einzugrenzen.

Bei der Ausgestaltung staatlicher Umweltschutzmaßnahmen ergeben sich 
vielfältige Abgrenzungsprobleme. Grundsätzlich ist zu erörtern, wie weit 
die Pfl icht des Staates geht, Risikovorsorge zu betreiben und ökologische 
Gefahren zu vermeiden.14 Denn zum einen gehen zahlreiche Bürger be-
stimmte Risiken wissentlich und freiwillig ein, etwa wenn sie in Gebie-
te ziehen, die hochwassergefährdet sind. Zum anderen sind durch den 

10 Zur grundlegenden Einführung des Begriffs „Umwelt“ für staatlichen Natur-, Ressour-
cen- und Strahlenschutz vgl. SRU [Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen], 
Umweltgutachten 1987, Stuttgart 1987, Nr. 1–40. Zur Differenzierung zwischen Na-
turschutz, Tierschutz und Nachhaltigkeit für umweltethische Begründungsmodelle vgl. 
Wilhelm Korff, Umweltethik, in: Hans-Werner Rengeling (Hg.), Handbuch zum euro-
päischen und deutschen Umweltrecht, Bd. 1, 2. Aufl ., Köln u. a. 2003, 46–53.

11 Zur Relecture der klassischen Gemeinwohltheorie im Blick auf Umwelt als öffentliches 
Gut vgl. Vogt, Prinzip Nachhaltigkeit, 463–466.

12 Dietrich Rauschning, Staatsaufgabe Umweltschutz, in: Deutschland nach 30 Jahren 
Grundgesetz. Staatsaufgabe Umweltschutz. Veröffentlichungen der Vereinigung der 
Deutschen Staatsrechtslehrer Bd. 38, Berlin/New York 1980, 170.

13 Ebd., 172, vgl. 206.
14 Vgl. Ortwin Renn, Risk Governance. Coping with Uncertainty in a Complex World 

(Risk, Society and Policy), London: Earthscan 2008.
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Eingriff in die Umwelt bedingte Gefährdungen oftmals von individuel-
ler Sensibilität und Vulnerabilität abhängig. Belastungen durch Radioak-
tivität oder bestimmte Chemikalien wirken auf verschiedene Menschen 
sehr unterschiedlich, was durch Grenzwerte in ihrer Allgemeinheit ge-
rade nicht erfasst werden kann. Zudem sind Schädigungen in der Regel 
nicht monokausal auf bestimmte Belastungen zurückzuführen, woraus 
sich grundlegende Nachweisprobleme ergeben.

Offen ist ferner, wie weit die Vorsorgepfl icht des Staates in zeitlicher 
Hinsicht reicht und wie unterschiedliche Naturnutzungsansprüche un-
terschiedlicher Generationen miteinander zu vermitteln sind.

Zudem ist – angesichts der bescheidenen Ergebnisse der Klimakonferenz 
von Kopenhagen im Dezember 2009 – deutlich, dass Umweltschutz so 
grundlegende Aufgaben einschließt, dass der Staat sie nicht im Alleingang 
bewältigen kann.15 Die Herausforderungen des Umweltschutzes betref-
fen fundamentale Werte und kulturelle Vorstellungen, die die gesamte Ge-
sellschaft angehen. Ihre Bewältigung setzt die Eigenverantwortung und 
öffentliche Kommunikation in vielen gesellschaftlichen Handlungsfel-
dern wie etwa Wissenschaft und Bildung, Wirtschaft und Konsum voraus. 
Umweltschutz zeigt zugleich die Notwendigkeit und die Grenzen staat-
licher Handlungsmöglichkeiten. Diese paradoxe Spannung lässt sich nur 
durch eine veränderte Zuordnung von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft 
zur Ermöglichung von akteursspezifi scher Verantwortung aufl ösen.

Ein weiteres Abgrenzungsproblem bei der staatlichen Umweltverantwor-
tung ist die Gefahr, dass die Staatstätigkeit überhandnimmt. Zurückhal-
tung beim Erweitern und vor allem Klugheit bei der Ausgestaltung der 
Staatsaufgaben ist geboten. Gerade in Deutschland führt die hohe Zahl 
von mehreren tausend Umweltgesetzen und -verordnungen oft zu erheb-
lichem Kontrollaufwand oder zu Verzögerungen von Baugenehmigun-
gen. Die Qualität des Umweltschutzes hängt nicht von der Menge der zu 
beachtenden Vorschriften ab. Vielmehr gilt auch hier, dass der Staat sich 
weitestgehend aus den Details heraushalten und lediglich kohärente ver-
bindliche und verlässliche Rahmenbedingungen vorgeben soll. Innovative 
technische Lösungen müssen wesentlich in den Unternehmen selbst er-
funden und angewendet werden. Eigenverantwortung ist daher in vielen 
Bereichen des Umweltschutzes unverzichtbar.

15 Peter Sloterdijk, Das 21. Jahrhundert beginnt mit dem Debakel vom 19. Dezember 2009. 
Interview mit A. Kreye, in: Süddeutsche Zeitung, Nr. 294, 21.12.2009, 10.
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Grundrecht oder Staatsziel: die Bedeutung des Umweltschutzes 2.2 
in der Verfassung

Umweltschutz umfasst Maßnahmen zum Erhalt der natürlichen Le-
bensgrundlagen des Menschen. Diese beinhalten den Schutz von Boden, 
Wasser und Luft, von Artenvielfalt und Landschaftsästhetik sowie der 
menschlichen Gesundheit vor belastenden Chemikalien, Strahlen und 
Lärm. Ob derartige Maßnahmen eine genuine Aufgabe des Staates dar-
stellen, wird insbesondere seit den 1980er Jahren in einigen europäischen 
Ländern intensiv und kontrovers diskutiert.

Hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Interpretation von Umwelt-
schutz gibt es zwei Linien. Die einen sehen den Umweltschutz in den 
Stand eines durch die Verfassung gewährleisteten Rechts erhoben, das 
der einzelne Bürger für sich in Anspruch zu nehmen berechtigt ist. Für 
andere steht die Aufnahme des Umweltschutzes in die Staatszielbestim-
mungen im Vordergrund, was eine größere interpretatorische Freiheit 
gestattet.16

Ein Grundrecht auf Umweltschutz?2.2.1 

Eine besondere Pfl icht des Staates zum Schutz der Umwelt besteht dann, 
wenn Umweltgüter über ihre ästhetische und ökonomische Wertdimensi-
on hinaus als „kritische Ressource“ die Voraussetzung menschlicher Exis-
tenz sind wie etwa sauberes Wasser oder saubere Luft.17 Dabei wird aber 
letztlich nur ein Abwehrrecht gegen die Gefährdung von Gesundheit und 
Eigentum formuliert, nicht schon ein individueller Anspruch auf eine be-
stimmte Umweltqualität.18 Eine unmittelbar verfassungsrechtliche Her-
leitung der Legitimation und Pfl icht des Staates zum Umweltschutz ist 
problematisch. Diese kann besser aus der Willensbildung der demokra-
tisch legitimierten Organe abgeleitet werden.

Umweltschutz als Staatszweck?2.2.2 

Während ein Grundrecht einen subjektiven Anspruch des Einzelnen dar-
stellt, handelt es sich bei einem Staatsziel um eine objektive Verpfl ich-

16 Vgl. Doris Hattenberger, Der Umweltschutz als Staatsaufgabe. Möglichkeiten und 
Grenzen einer verfassungsrechtlichen Verankerung des Umweltschutzes, Wien/New 
York 1993, 1–3.

17 Vgl. Leist, Ökologische Gerechtigkeit, 4.
18 Vgl. Rauschning, Staatsaufgabe Umweltschutz, 179–185; Hattenberger, Umweltschutz 

als Staatsaufgabe, 40–127; Michael Kloepfer, Umweltschutzrecht, München 2008, 36–
40.

ef - jfcsw 2010 - seiten001-376.indb   232ef - jfcsw 2010 - seiten001-376.indb   232 24.08.2010   14:43:2724.08.2010   14:43:27



233

| | | | |

tung des Staates, die alle Staatsorgane in die Pfl icht nimmt. „Der Begriff 
‚Staatsaufgaben‘, verstanden als Gegenstandsbereich staatlicher Betäti-
gung und Einfl ussnahme im Sinn einer Kompetenzaufteilung zwischen 
Staat und Gesellschaft, führt zur Frage nach der Zweckbestimmung des 
Staates.“19 Staatszwecke sind vorverfassungsrechtliche, präpositive De-
terminanten des Staatshandelns und damit für die Entstehung des Staates 
konstitutive Faktoren. Im Unterschied zur frühneuzeitlichen Tradition 
geht die moderne Staatszwecklehre davon aus, dass das politische System 
in seiner Zwecksetzung autonom und nicht durch gesellschaftlich vorge-
gebene, für wahr gehaltene und damit invariante Zwecke bestimmt ist. 
Als Staatsaufgabe erscheint demzufolge, was Parlament und Regierung 
in einem rechtmäßigen Verfahren an Programmen auf den Weg bringen.20 
Daher ist es sprachlich klarer, statt vom „Staatszweck“ von „Staatszielen“ 
oder „Staatsaufgaben“ zu reden, weil dieser Ausdruck „sich schon seinem 
alltäglichen Sinn nach auf die Frage bezieht, was der Staat soll, und zwar 
ohne jede essentialistische Nebenbedeutung.“21 Im Sinne eines demokra-
tisch verantworteten Staatszwecks ist die Legitimation des Staates, Um-
weltschutzaufgaben zu übernehmen, unbestreitbar.22

Inhaltlich rechtfertigen lässt sich die verfassungsrechtliche Verankerung 
des Umweltschutzes zumindest in zweifacher Weise. Erstens entspricht 
sie der öffentlichen Wertschätzung der Umwelt. Zweitens werden im 
freiheitlichen Verfassungsstaat als Staatsziele insbesondere Gemeinwohl, 
Friedenssicherung, Wohlfahrt und Freiheit genannt. Diesen vier klassi-
schen Staatszwecken kann die Bewahrung der natürlichen Lebensgrund-
lagen schlüssig subsumiert werden.23 Die Bestimmung von Umweltschutz 
als staatliche Aufgabe ist eine konsistente Ausfaltung staatlicher Zielbe-
stimmung. Kritikern, die eine immer stärkere Ausweitung freiheitsabsor-
bierender staatlicher Eingriffe befürchten, lässt sich entgegenhalten, dass 
Umweltschutz heute zur Sicherung von Gemeinwohl, Frieden, Wohl-
fahrt und Freiheit notwendig ist.

Da eine intakte Umwelt ein Gut ist, das allgemein als wichtig eingeschätzt 
wird, das aber nicht ausschließlich der Individualsphäre zugeordnet wer-
den kann, ist ein Schutz über den Weg der Grundrechte wenig aussichts-

19 Hattenberger, Umweltschutz als Staatsaufgabe, 12; vgl. Dietrich Murswieck, Staats-
ziel Umweltschutz (Art. 20a GG), in: Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 15 (1996), 
223.

20 Vgl. Franz-Xaver Kaufmann, Diskurse über Staatsaufgaben, in: Dieter Grimm (Hg.), 
Staatsaufgaben, Baden-Baden 1994, 18 f.

21 Ebd., 17.
22 Vgl. Rauschning, Staatsaufgabe Umweltschutz, 170.
23 Vgl. Hattenberger, Umweltschutz als Staatsaufgabe, 14–17, 128–173.
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reich. Die Aufnahme des Umweltschutzes in die Staatszielbestimmung 
erhöht dessen abwägungsrelevantes Gewicht, ohne dass diese Verpfl ich-
tung umfassend gerichtlich durchgesetzt werden kann oder die Staats-
organe auf einen bestimmten Weg der Zielerreichung verpfl ichtet sind. 
Vielmehr wird durch diese Festlegung der Umweltschutz als unbeliebi-
ge Aufgabe von den Irrungen und Wirrungen der Tagespolitik und der 
Wahlrhythmik abgekoppelt und dem politischen Handeln zeitüberdau-
ernd – wie es auch der Sache angemessen ist – als immer neu zu aktuali-
sierende Aufgabe vorgegeben.24

In das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde Umwelt-
schutz erst spät als ein eigenes Thema eingeführt; zuvor wurden ledig-
lich einzelne Bereiche des Umweltschutzes in den Zuständigkeitskata-
logen der Artikel 74 und 75 genannt (Schutz vor möglichen Gefahren 
der Kernenergie; Abfallbeseitigung; Luftreinhaltung; Landschaftsschutz 
u. a.). 1994 wurde dann mit der Einfügung des Artikels 20a Umweltschutz 
als Staatsziel verankert: 

„Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die na-
türlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ord-
nung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die 
vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.“25 

Diese Staatszielbestimmung stellt eine allgemeine Verpfl ichtung des Ge-
setzgebers und der Verwaltung zum entsprechenden Handeln dar, kann 
jedoch nicht unmittelbar als Grundlage für einklagbare Rechte herange-
zogen werden.

Leitlinien für die staatliche Wahrnehmung 2.3 
von Umweltverantwortung

Vorsorge-, Verursacher-, Integrations- und Kooperationsprinzip sind die 
vier grundlegenden Leitlinien der Umweltpolitik in Deutschland. Sie sind 
teilweise älter als die Verankerung des Umweltschutzes in der Verfassung, 
die zwar die übergeordnete Idee formuliert, zu ihrer Umsetzung aber 
konkreter Regelungsprinzipien bedarf. Das Vorsorgeprinzip verpfl ichtet 
über die Gefahrenabwehr hinaus zur Minderung von Risiken für Mensch 
und Natur. Das Verursacherprinzip konkretisiert sich insbesondere in der 
Internalisierung von Kosten sowie im Haftungsrecht (vgl. dazu etwa die 
kontroversen Diskussionen bei Gentechnik oder Atomkraft). Das noch 

24 Vgl. Kloepfer, Umweltschutzrecht, 40–44; Murswieck, Staatsziel Umweltschutz.
25 Die Formulierung „und die Tiere“ wurde durch eine Änderung am 1.8.2002 hinzuge-

fügt.
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recht neue Integrationsprinzip soll vor allem zum Schutz der Umwelt in 
ihrer Gesamtheit verpfl ichten und so die bloße Verlagerung von Belas-
tungen von einem Umweltmedium auf andere verhindern. Das Koope-
rationsprinzip zielt auf eine Beteiligung der betroffenen Akteursgruppen 
und eine Mitsprache bei Entscheidungen, also auch auf Verfahrenstrans-
parenz und Informationspfl icht.

Von besonderer Bedeutung dabei ist eine mögliche Umkehrung der Be-
weispfl icht. Denn einzelnen Bürgern fehlt es nicht selten an fi nanziellen 
und technischen Mitteln, um eine Schädigung infolge bestimmter Um-
welteingriffe eindeutig nachzuweisen. Es ist im Einzelnen zu prüfen, in 
welchen Bereichen eine solche Umkehr sinnvoll ist, damit das Recht auf 
Schutz vor gefährlichen Umwelteinfl üssen nicht leer, weil faktisch nicht 
durchsetzbar ist.

Umweltschutz stellt wie etliche andere staatliche Tätigkeiten auch einen 
Eingriff in die Freiheit bestimmter Personen(gruppen) dar. Freiheitsein-
bußen können allein darüber gerechtfertigt werden, dass sie zum Schutz 
anderer wichtiger Güter geeignet, erforderlich und verhältnismäßig sind. 
Deshalb ist eine unbegrenzte Verantwortung des Staates für die Natur 
auch von der Staatszwecklehre her nicht angemessen. Die Abgrenzung 
ist hier jedoch stets problematisch, denn Umweltschutz wirkt häufi g prä-
ventiv. Vorsorgeregelungen entziehen sich aber einer genauen Kontrolle 
ihrer Erforderlichkeit und Wirksamkeit, da es ja gerade nicht zum be-
fürchteten Schaden kommen soll und eher Ziele vorgegeben als Schäden 
zugerechnet werden. Aufgrund des Querschnittscharakters grundlegen-
der Probleme lassen sich die Verantwortungsbereiche und Aufgaben oft 
nicht eindeutig abgrenzen.

Mit der Verwendung dynamischer unbestimmter Rechtsbegriffe, die im 
technischen Sicherheitsrecht wohl unvermeidlich sind, überträgt der Ge-
setzgeber die Entscheidung über die Intensität der Umweltschutzanfor-
derungen der Exekutive.26 Damit gewinnt die Umweltverwaltung einen 
zentralen Stellenwert für den konkreten Vollzug des staatlichen Umwelt-
schutzes. Nach Erwägungen von Kosten-Nutzen-Rechnungen hat die 
Exekutive über die Kontrolldichte zu entscheiden, wobei auf der einen 
Seite Vollzugsdefi zite, auf der anderen Seite Kontrollkosten und Frei-
heitseinbußen zu minimieren sind. Zudem ist zu bedenken, dass den Bür-
gern und den korporativen gesellschaftlichen Akteuren Verantwortung 

26 Vgl. Rauschning, Staatsaufgabe Umweltschutz, 199 f.
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entzogen und ihr Engagement gelähmt werden kann, wenn der Staat zu 
viele Aufgaben übernimmt.27

Das größte methodische Problem des Umweltrechtes besteht darin, dass 
es kein klar abgrenzbares Rechtsgebiet darstellt, weil viele Handlungsfel-
der betroffen sind. Daher sind die Schaffung von Kohärenz und die Im-
plementation in unterschiedlichen Bereichen, also die Überwindung rein 
sektoraler Denkweisen und Handlungskonzepte, zentrale Herausforde-
rungen. Aus diesem Grund wurde in Deutschland jahrzehntelang an der 
Einführung eines einheitlichen Umweltgesetzbuchs gearbeitet. Das Ziel 
dieses Vorhabens war es, die Vielzahl an unterschiedlichen Gesetzen zum 
Umwelt- und Naturschutz zu vereinheitlichen und zu harmonisieren und 
Genehmigungsverfahren zu vereinfachen. Dies wäre im Interesse einer 
größeren Handlungsfähigkeit der verschiedenen gesellschaftlichen Ak-
teure unbedingt notwendig und könnte zugleich den Naturschutz vor-
anbringen. Das Vorhaben wurde allerdings Anfang 2009 für gescheitert 
erklärt.28

Es ist als eine Form von Politikversagen zu kritisieren, wenn der Gesetz-
geber kein umfassendes und kohärentes Umweltrecht vorlegt und damit 
faktisch Entscheidungen an die Gerichtsbarkeit verlagert, wie es in den 
vergangenen Jahren immer wieder zu beobachten gewesen ist.

Chancen und Wirkungen staatlicher Steuerung 3 
im Marktgeschehen

Handlungsmöglichkeiten des Nationalstaats3.1 

Die Umweltverschmutzung im heutigen Ausmaß ergibt sich wesentlich 
aus der Differenz zwischen individueller und kollektiver Rationalität 
beim wirtschaftlichen Umgang mit natürlichen Ressourcen. Der wirt-
schaftliche Erfolg und der relativ hohe Wohlstand für viele war und ist 
teils mit dem Preis zunehmender Umweltbelastung und -zerstörung be-
zahlt. Die wichtigste Ursache dafür besteht darin, dass in der Wirtschaft 
der Faktor Umwelt meist als freies Gut aufgefasst wird, was vor allem da-
ran liegt, dass in diesem Bereich Eigentumsrechte als Voraussetzung für 

27 Vgl. Hattenberger, Umweltschutz als Staatsaufgabe, 19–20.
28 Vgl. Michael Kloepfer (Hg.), Das kommende Umweltgesetzbuch, Berlin 2006; Ders., 

Umweltschutzrecht; Hans-Joachim Koch/Susan Krohn, Das Naturschutzrecht im Um-
weltgesetzbuch. Den Auftrag der Föderalismusreform erfüllen (Forum Umweltgesetz-
buch 7, hg. vom Umweltbundesamt), Berlin 2008.
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Tauschbeziehungen nicht (ausreichend klar) defi niert sind. Damit wird 
übersehen, dass das Gut Umwelt knapp und seine Nutzung rivalisierend 
ist. Daraus resultiert eine Überstrapazierung der Umwelt, und infolge-
dessen ergeben sich Umweltprobleme, die als Marktversagen interpre-
tiert werden können, d. h. als „schwerwiegende statische und dynamische 
Ineffi zienzen“29. Dieser strukturell angelegte Mechanismus der Externa-
lisierung von Kosten widerspricht dem Prinzip der Marktwirtschaft und 
legitimiert staatliche Eingriffe. Denn der Markt allein ist nicht in der La-
ge, dieses Problem zu lösen, weil sich die verschiedenen Akteure infolge 
prohibitiv hoher Transaktionskosten wechselseitig blockieren.

Dem Staat stehen unterschiedliche Formen der Intervention zur Verfü-
gung; und wie bei allem staatlichen Handeln sollten auch hier die Maß-
nahmen gleichermaßen möglichst wirksam, möglichst freiheitlich und mit 
einem möglichst geringen Aufwand verbunden sein.30 Der Staat kann ers-
tens selbst aktiv werden und in seiner eigenen Sphäre für Umweltschutz 
sorgen, zum Beispiel Verwaltungsgebäude energetisch sanieren. Zweitens 
und nun auf andere Akteure bezogen kann er auf freiwillige Maßnahmen 
wie etwa Selbstverpfl ichtungen durch die Umweltverschmutzer setzen. 
Dazu bieten sich moralische Appelle, die Androhung einer Gesetzesini-
tiative oder die Schaffung von Programmen wie EMAS (Eco-Management 
and Audit Scheme), ISO 14000 (International Organization for Standar-
dization) oder GRI (Global Reporting Initiative) an.31 Drittens vermag 
der Staat etwa durch Subventionen Anreize für ein umweltfreundlicheres 
Verhalten zu schaffen. Die damit verbundenen ökonomisch-politischen 
Probleme wie Mitnahmeeffekte, Ineffi zienz oder Forcierung des Lobby-
ismus liegen auf der Hand; ein Beispiel, das gegenwärtig als ein solches 
Problem diskutiert wird, sind die Einspeisetarife für Strom aus erneuer-
baren Quellen.

Neben staatlicher Verwaltung, der Unterstützung freiwilliger Maßnah-
men und Subventionen verfügt der Staat als vierte Handlungsmöglich-
keit über das Instrument des Rechts. Er kann Ge- und Verbote erlassen, 
die die Wirtschaftsakteure unter Androhung von Sanktionen zu beachten 
haben. Damit handelt sich der Staat aber ein Kompetenzproblem ein. Er 

29 Gebhard Kirchgässner, Umweltschutz als Staatsaufgabe, in: Dieter Grimm (Hg.): Staats-
aufgaben, Baden-Baden 1994, 464–483, 461; vgl. auch Hans-Werner Sinn, Das grüne Pa-
radoxon. Plädoyer für eine illusionsfreie Klimapolitik, München 2008, 375–389.

30 Vgl. Kirchgässner, Umweltschutz als Staatsaufgabe.
31 So sind beispielsweise die Kirchen in Deutschland sehr stark in dem von der Europä-

ischen Union aufgelegten Umweltmanagementprogramm EMAS engagiert und stellen 
darin mit über 500 Einrichtungen derzeit (März 2010) die größte Gruppe der zertifi zier-
ten EMAS-Organisationen dar. 
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muss wissen, welche Probleme genau vorliegen und was von wem getan 
werden kann bzw. muss. Mit Blick auf den Klimawandel muss er bei-
spielsweise einen Maßstab entwickeln, um erlaubte Emissionsmengen un-
terschiedlicher Verschmutzer festzulegen; er muss also bestimmen, inwie-
fern Ungleiche gleich bzw. ungleich zu behandeln sind. Dabei kommt es 
nicht nur auf Gerechtigkeit an, sondern zugleich auch auf Effi zienz sowie 
auf Nebenfolgen wie z. B. Standortverlagerung und Arbeitsplatzabbau 
(die nicht selten als Druckmittel bei politischen Verhandlungen genutzt 
werden). Nicht zuletzt verlieren Unternehmen den Anreiz, umweltscho-
nendere Technologien zu entwickeln, weil dies erstens mit Kosten ver-
bunden ist und zweitens im Falle eines Erfolges leicht eine Verschärfung 
der Aufl agen nach sich zieht. Stattdessen wird oftmals in Lobbyarbeit in-
vestiert, weil hier der Ertrag höher ist.

Wegen dieser Schwierigkeiten, die als Informations- und Kontrollproble-
me zusammengefasst werden können, sind fünftens marktwirtschaftlich 
ausgerichtete Instrumente oftmals vorzuziehen. Diese machen spürbar, 
dass die Umwelt ein knappes Gut ist, und sorgen somit dafür, dass die 
ökologischen Kosten internalisiert werden. Eine solche Kostenwahrheit 
kann durch Umweltsteuern erreicht werden. Dabei reklamiert der Staat 
das Eigentumsrecht an den Umweltgütern zunächst für sich und legt die 
Höhe der Abgabe fest, zu welcher die Produzenten das Gut „Umwelt“ 
erwerben können. Dadurch geht der Aufwand für den Umweltverbrauch 
in die Kostenkalkulation und damit in den Endpreis des Produktes ein. 
Dies kann erstens die Effi zienz erhöhen und zweitens einen Anreiz schaf-
fen, umweltbewusstere Technologien zu entwickeln, um die eigenen Pro-
dukte konkurrenzfähig zu halten. Die Schwierigkeit besteht allerdings 
darin, die richtige Höhe der Abgaben zu ermitteln, so dass einerseits die 
Umwelt effektiv geschützt, die Konkurrenzfähigkeit aber andererseits 
nicht zerstört wird. Dieses Problem umgehen Umweltzertifi kate, die an-
ders als Steuern vorab den Umweltverbrauch auf eine bestimmte Menge 
begrenzen, die dann versteigert oder auf eine andere Weise zugeteilt wird. 
Insbesondere in Verbindung mit einer sukzessiven Verringerung und Ab-
wertung der handelbaren Zertifi kate wird die Marktdynamik zugunsten 
eines effektiven und effi zienten Umweltschutzes genutzt.

Ein sechster Weg verbindet rechtliche mit marktnahen Vorgaben. Haf-
tungsregeln zwingen bereits aus ökonomischen Eigennutzerwägungen zu 
einem vorsichtigen Umgang mit der Umwelt. Wichtig ist dabei, dass das 
Prinzip der Gefährdungs- und nicht der Verschuldungshaftung möglichst 
weitgehend angewandt wird und dass der Umstand einer behördlichen 
Genehmigung das Recht auf Schadensersatz nicht schmälert.
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Im Ganzen werden die marktnahen Instrumente der Steuern und Zertifi -
kate sowie der Haftung insbesondere von ökonomischer Seite gegenüber 
den rechtlich-bürokratischen Maßnahmen als vorteilhaft bewertet. Es ist 
dabei von besonderer Bedeutung, dass der Staat darauf achtet, dass sei-
ne unterschiedlichen Steuerungsimpulse sich nicht wechselseitig beein-
trächtigen. Zudem ist auf sämtliche Formen des Interventionismus und 
Ad hocismus zugunsten einer verlässlichen Ordnungspolitik zu verzich-
ten.32

Diese Vorgabe lässt sich im Sinne des Subsidiaritätsprinzips deuten. Sub-
sidiarität wird damit in Weiterentwicklung der klassischen Lehre als Steu-
erungsprinzip aufgefasst.33 Sein Gegenstand ist die Zuordnung von Staat, 
Markt und Zivilgesellschaft. Denn es ist weder möglich noch wünschens-
wert, dass der Staat in Sachen Umweltschutz alle anfallenden Aufgaben 
allein erledigt. Gleichermaßen ist es nicht vernünftig, ausschließlich auf 
die unsichtbare Hand des Marktes oder auf die zivilgesellschaftlichen Ak-
teure zu vertrauen. Umweltschutz braucht das Zusammenspiel zwischen 
Gesetzgebung und öffentlicher Verwaltung, Unternehmen, Verbänden, 
Initiativen und Bürgern. Staatliche Umweltverantwortung zielt auf eine 
partizipative Kultur der Nachhaltigkeit.34

Die Notwendigkeit supra- und internationaler Akteure 3.2 
in der Umweltpolitik

Umweltschutz als Staatsaufgabe ist nicht nur eine Aufgabe der National-
staaten, sondern wird vermehrt zu einer Herausforderung der internatio-
nalen Zusammenarbeit, weil sich etliche der aktuellen Umweltprobleme 
nur gemeinschaftlich bewältigen lassen. Daher ist es erforderlich, dass die 

32 Vgl. auch Sinn, Das grüne Paradoxon.
33 Vgl. Günter Wilhelms, Subsidiarität im Kontext der ausdifferenzierten Gesellschaft, in: 

Alois Baumgartner/Gertraud Putz (Hg.), Sozialprinzipien. Leitideen in einer sich wan-
delnden Welt, Innsbruck 2001; zu Steuerungsproblemen vgl. Helmut Willke, System-
theorie II: Interventionstheorie. Grundzüge einer Theorie der Intervention komplexe 
Sozialsysteme, Stuttgart 1999, 218–268; Ders., Systemtheorie III: Steuerungstheorie. 
Grundzüge einer Theorie der Steuerung komplexer Sozialsysteme, Stuttgart/Jena 1995; 
Ders., Heteropia. Studien zur Krisis der Ordnung moderner Gesellschaften, Frankfurt 
a. M. 2003.

34 Vgl. hierzu insbesondere den dritten, akteursbezogenen Teil der Agenda 21 (Kapitel 23–
32 mit der Gesamtüberschrift „Stärkung der Rolle wichtiger Gruppen“); BMU [Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit] (Hg.), Konferenz der 
Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro – Do-
kumente (Agenda 21, Konventionen, Rio-Deklaration, Walderklärung), Bonn 1992, 
217–243.
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Staaten entsprechende supranationale Umweltschutzinstitutionen schaf-
fen. Im Folgenden wird exemplarisch auf die Tätigkeiten der Europäi-
schen Union sowie auf das Thema Umweltvölkerrecht eingegangen.

Europäische Union3.2.1 

Einen ersten großen Startpunkt in der europäischen Umweltgeschichte 
bildete das Europäische Naturschutzjahr 1970. Seit 1973 defi niert die EG 
bzw. EU ihre umweltpolitischen Ziele in mehrjährig angelegten Umwelt-
aktionsprogrammen (UAP), die der europäischen Umweltpolitik mittel-
fristige Zielsetzungen vorgeben und das umweltpolitische Handeln der 
Gemeinschaft in einen konzeptionellen Rahmen einbetten. Damit sind 
diese Programme älter als die erste Aufnahme von Umweltschutz in ei-
nen EG-Vertrag, was Ausdruck eines eher pragmatischen Zugangs ist. 
Das aktuelle UAP, das 2002 in Kraft trat und bis 2012 gilt, trägt den Na-
men Unsere Zukunft liegt in unserer Hand. Es benennt vier themati-
sche Schwerpunkte der europäischen Umweltpolitik: Bekämpfung der 
Klimaänderungen; Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt; Um-
welt, Gesundheit und Lebensqualität; nachhaltige Nutzung und Bewirt-
schaftung der natürlichen Ressourcen und des Abfalls. Hinzu kommen 
verschiedene weitere Umweltprogramme oder Maßnahmen zur Förde-
rung regionaler und nationaler Umweltprojekte wie z. B. das Programm 
LIFE plus.

Neben den positiven Impulsen, die von derartigen Maßnahmen ausgehen, 
wird jedoch auf grundsätzlicher Ebene „die Verschiebung von Einfl uss 
und Verantwortung aus der Umweltpolitik in andere Ressorts [kritisiert], 
bei denen die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen In-
dustrie im Mittelpunkt des Interesses steht“.35

Diese Entwicklung zeigt klar, wie sehr in der Politik Umwelt unter ei-
ner ökonomischen und nicht unter einer moralischen Perspektive, wie 
sehr also die Natur als Tauschressource und nicht als konditionales Gut 
wahrgenommen wird. Zugleich wird deutlich, wie wichtig internationale 
Kooperationen sind, um im Wettbewerb um Standortvorteile einen Aus-
verkauf der Natur zu verhindern. Drittens lässt sich gut erkennen, dass ei-
ne Internationalisierung des Umweltschutzes handlungsfähige nationale 
Akteure braucht, was in Deutschland aufgrund des Föderalismus beson-
dere Anstrengungen erfordert.36

35 SRU [Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen], Umweltgutachten 2004. Um-
weltpolitische Handlungsfähigkeit sichern, Stuttgart 2004, XI.

36 Vgl. Hans-Joachim Koch, Das Subsidiaritätsprinzip im europäischen Umweltrecht, 
Stuttgart u. a. 2005; Ders., Rechtliche Vorgaben für ein Umweltgesetzbuch: Verfassungs-
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Umweltvölkerrecht3.2.2 

Das Umweltvölkerrecht ist ein vergleichsweise junges, noch in Entwick-
lung begriffenes Gebiet im internationalen Recht.37 Ein erster wichtiger 
Meilenstein in diesem Prozess war die UN-Konferenz in Stockholm 1972, 
die zur Institutionalisierung eines Umweltprogramms der Vereinten Na-
tionen (UNEP) führte. In Stockholm wurde teilweise Völkergewohn-
heitsrecht aufgegriffen, teilweise wurden neue Ansätze erarbeitet, insbe-
sondere durch die Integration von Umweltschutz in die Konzepte von 
ökonomischer und sozialer Entwicklung. Maßgeblich bei dieser Konfe-
renz war der Interessengegensatz zwischen Norden und Süden. Seither 
prägen Kompromisse zwischen diesen beiden Gruppen die Entwicklung 
des Umweltvölkerrechts bzw. die Abkommen bei globalen Konferenzen. 
Das Anliegen der Industrienationen, verbindliche Standards zu etablie-
ren, wird mit Hilfen für wirtschaftliche, soziale und technische Entwick-
lung in südlichen Ländern „erkauft“. Dieser Interessengegensatz war 
auch beim Erdgipfel von Rio 1992 zu spüren, der einen weiteren maß-
geblichen Entwicklungsschritt darstellt. Die dort verabschiedeten Kon-
ventionen zur Biodiversität und zum Klimaschutz sind seither zentrale 
Bezugspunkte für die Entwicklung des Umweltvölkerrechts.

Bei den Verpfl ichtungen, die das Umweltvölkerrecht den Staaten als Völ-
kerrechtssubjekten auferlegt, ist insbesondere das Prinzip der gemein-
samen, aber unterschiedlichen Verantwortung bedeutsam. Dabei treffen 
heterogene Gerechtigkeitsvorstellungen aufeinander: Insbesondere nach 
Maßgabe der Leistungsfähigkeit und nach Maßgabe der Verursachung 
(z. B. beim Klimawandel durch CO2-Ausstoß) unterliegen die Industrie-
nationen besonderen Verpfl ichtungen.38 Darüber hinaus ist der Rechts-
charakter der Grundsätze häufi g unklar; vor allem fehlt es an Instanzen, 
die die Einhaltung überwachen können. So war die Frage der Kontrolle 
der Reduktionsvereinbarungen ein, wenn nicht sogar der zentrale Kon-
fl iktpunkt zwischen China und den USA bei den Klimaverhandlungen 
in Kopenhagen im Dezember 2009.

recht, in: Michael Kloepfer (Hg.), Das kommende Umweltgesetzbuch, Berlin 2006, 
22 f.

37 Vgl. Ulrich Beyerlin, Umweltvölkerrecht, München 2000; Astrid Epiney, „Gerechtig-
keit“ im Umweltvölkerrecht, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 24 (2007), 31–38.

38 Vgl. Bettina Kellersmann, Die gemeinsame, aber differenzierte Verantwortlichkeit von 
Industriestaaten und Entwicklungsländern für den Schutz der globalen Umwelt, Berlin 
u. a. 2000; vgl. auch Epiney, Gerechtigkeit, 32–34; Vogt, Prinzip Nachhaltigkeit, 406–
426; Ottmar Edenhofer/Christian Flachsland, Ein Global Deal für den Klimaschutz. 
Herausforderungen an die Energie- und Klimapolitik, in: Amosinternational 2 (2008), 
24–33.
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Als ein weiteres Prinzip mit grundlegender ethischer Relevanz hat sich 
im internationalen Umweltrechtsdiskurs das Konzept des gemeinsamen 
Erbes der Menschheit etabliert, das die Übertragung des Nachhaltigkeits-
prinzips auf hoheitsfreie Räume darstellt.39 Es fi ndet beispielsweise in 
der Seerechtskonvention von 1982 erfolgreich Anwendung, besitzt aller-
dings noch nicht den Status eines Völkergewohnheitsrechts. Hier wird 
deutlich, dass die zentrale Herausforderung im Wandel des Völkerrechts 
von einem Koexistenz- zu einem Kooperationsrecht besteht.40 Denn die 
Lösung der dringendsten globalen Probleme erfordert eine aktive Zu-
sammenarbeit und damit zugleich auch völlig neue Wege der fairen Ver-
teilung von Rechten und Pfl ichten. Diese muss den extrem unterschied-
lichen Voraussetzungen an Leistungsfähigkeit, an Verursachung und an 
Gefährdungspotentialen (z. B. durch Anstieg des Meeresspiegels oder 
Veränderung der Niederschlagsverteilungen) Rechnung tragen. Bei der 
Suche nach akzeptanzfähigen Modellen für einen Interessenausgleich ist 
der Selbstbestimmung sowie der (dauerhaften) Ernährungssicherheit im 
Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung als besonders wichtigen Gü-
tern ein Vorrang gegenüber sonstigen Interessen einzuräumen. Dabei tra-
gen Staaten wie Unternehmen gleichermaßen eine große Verantwortung. 
Denn der Raubbau an den natürlichen Ressourcen schreitet unvermindert 
voran. Wichtig ist daher auch ein Schutz kleiner Unternehmen und der 
Subsistenzwirtschaft vor dem Konkurrenzdruck globaler Märkte und fi -
nanzstarker transnationaler Unternehmen. Bevor es zu einer für alle Be-
teiligten vorteilhaften Marktöffnung kommen kann, muss es zunächst 
funktionierende Märkte geben – und das heißt immer auch: funktionie-
rende Rechtsstaaten.

Eine nachhaltige Weltordnung3.2.3 

Zur Bewältigung der multiplen Krise von Ernährung, Energie und Klima 
muss die Weiterentwicklung des Umweltvölkerrechts innerhalb der kom-
menden Jahrzehnte einen globalen Weltvertrag und entsprechende inter-
nationale Institutionen für die gerechte und vorsorgend risikomindernde 
Nutzung der natürlichen Umwelt schaffen. Nachhaltigkeit muss dabei 
als integrierendes Prinzip alle Institutionen, Abkommen und Maßnah-
men durchdringen. Doch genau dies wurde beispielsweise bei den Mil-
lenniumsentwicklungszielen verfehlt. Nachhaltigkeit wird als Ziel 7 ge-
nannt und damit sektoral neben andere Ziele gestellt, ohne dass bedacht 

39 Vgl. Kloepfer, Umweltschutzrecht, 170.
40 Vgl. Epiney, Gerechtigkeit, 34.
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wird, dass Nachhaltigkeit ein zentrales qualitatives Merkmal aller Maß-
nahmen sein muss.41

Eine nachhaltige Weltordnung erfordert neue Formen der Kooperation 
von (supra-)staatlichen, wirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren. Zu diesem Zweck muss Subsidiarität als Steuerungsprinzip für 
eine verschachtelte Mehrebenenpolitik regionaler, nationaler, internatio-
naler und globaler Institutionen, d. h. als Weltordnungspolitik weiterent-
wickelt werden.42 Ihr Ziel muss sein, in der Unübersichtlichkeit der inter-
nationalen Gemengelage in neuer Weise Verantwortung und Solidarität 
zu ermöglichen und zu forcieren. Denn die Globalisierung hat die Natio-
nalstaaten in eine Situation des globalen Wettbewerbs hineinmanövriert. 
Staaten kämpfen darum, als Wirtschaftsstandort attraktiv zu sein, und un-
terstützen „ihre“ Unternehmen, etwa durch eine Hochrüstung der Fisch-
fangfl otte, die im Ganzen weder wirtschaftlich noch ökologisch ist.43

Das grüne Dilemma: gutes Gewissen oder gutes Ergebnis4 

In der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise kehren viele Staaten zu ei-
ner von nationalen und weitgehend ökonomischen Interessen defi nierten 
Politik zurück. Dadurch spitzt sich das Spannungsverhältnis zwischen 
Ökologie und Ökonomie auf neue Weise zu. Denn der globale Umwelt- 
und Klimaschutz ist auf die Bereitschaft zur Kooperation angewiesen. 
National oder regional beschränkter Klimaschutz führt leicht zu einem 
„grünen Paradoxon“.44 Grüne Umweltpolitik, so das vernichtende Ur-
teil von Hans-Werner Sinn angesichts der staatlichen Klimaschutzmaß-
nahmen, bewirke das Gegenteil von dem, was sie anstrebe. Sie sei gut 
gemeint, aber ohne Sinn für die (wirtschaftliche) Realität, weil sie bloß 
die Nachfrage-, nicht aber die Angebotsseite der Energiemärkte im Blick 
habe und daher lediglich die Nachfrage global verschiebe, aber nicht re-
duziere. Der grüne Aktionismus erzeuge zudem eine Vielfalt an letztlich 
widersprüchlichen Vorgaben und Eingriffen. Insbesondere sei der Zerti-

41 Vgl. Vogt, Prinzip Nachhaltigkeit, 427–432.
42 Vgl. dazu Jürgen Habermas, Die postnationale Konstellation. Politische Essays, Frank-

furt a. M. 1998, 91–169, bes. 109.
43 Vgl. Peter Cornelius Mayer-Tasch (Hg.), Meer ohne Fische? Profi t und Welternährung,  

Frankfurt a. M./New York 2007.
44 Vgl. Sinn, Das grüne Paradoxon. In eine ähnliche Stoßrichtung gehen mehrere im Auf-

trag von Bundesministerien erstellte Gutachten, vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, Zur Förderung erneuerbarer Ener-
gien, 16. Januar 2004 sowie Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Fi-
nanzen, Klimapolitik zwischen Emissionsvermeidung und Anpassung, Berlin 2010.
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fi katehandel, der als ökonomischer Schlüssel für einen effektiven und ef-
fi zienten Klimaschutz vorgeschlagen wird, nicht mit direkten Eingriffen 
wie zum Beispiel der Ökosteuer kompatibel; außerdem müsse er global 
erfolgen, andernfalls sei er kontraproduktiv. Denn in international of-
fenen Märkten führe eine nationale Verteuerung des Primärenergiever-
brauchs letztlich nur zu Verlagerungen; und eine ungleiche Besteuerung 
von Kohlendioxidemissionen je nach Brennstoff und Verbrennungsart 
verhindere, dass der Markt die effi zientesten Einsparmechanismen ent-
wickle.

Weil jedoch eine Einigung auf ein globales Emissionshandelssystem sehr 
unwahrscheinlich ist, schlägt der Wissenschaftliche Beirat des deutschen 
Finanzministeriums in einem Gutachten vom März 2010 vor, die An-
strengungen im Klimaschutz nicht auf die Vermeidung (d. h. primär Re-
duktion des CO2-Ausstoßes), sondern auf die Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels zu richten.45 Denn die adaptive Strategie ist im Unter-
schied zur Vermeidungsstrategie nicht ausbeutbar, weil Kostenträger und 
Nutznießer weitgehend identisch sind und daher keine Kooperation vor-
ausgesetzt wird. Diese Haltung, die in vielen Ländern verbreitet ist, mag 
aus nationaler Sicht sinnvoll sein, ist jedoch von einem ethischen Stand-
punkt aus ein eklatanter Verstoß gegen globale und intergenerationelle 
Gerechtigkeit.

Analysiert man den ökonomischen Zugang zu Umwelt- und Klima-
schutz, für den hier Sinn exemplarisch steht, auf den zugrundeliegen-
den ethischen Argumentationstyp, zeigt sich eine konsequenzialistische 
Denkweise. Bestritten wird nicht das ethische Anliegen des Klimaschut-
zes als solches, sondern die Wirksamkeit staatlicher Steuerung im Um-
weltschutz, wenn die gegebenen Bedingungen globaler Märkte ignoriert 
werden. Als entscheidend wird nicht die Gesinnung, sondern allein das 
Endergebnis angesehen. Die effi zientesten Wege dazu würden vom Markt 
gefunden, und Gewinne seien ein verlässlicher Indikator dafür.46

Anders drückt sich das moralische Empfi nden und ethische Denken bei 
vielen Umweltbewegten aus. „Es ist überall nichts in der Welt, ja über-
haupt auch außer derselben zu denken möglich, was ohne Einschrän-
kung für gut könnte gehalten werden, als allein ein guter Wille.“47 Die-
ser Grundgedanke der kantischen Moralphilosophie kann gleichsam als 

45 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen, Klimapolitik zwi-
schen Emissionsvermeidung und Anpassung.

46 Vgl. Friedrich August von Hayek, Wettbewerb als Entdeckungsverfahren, Kiel 1968.
47 Immanuel Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, Werkausgabe Bd. 7, hg. Wil-

helm Weischedel, Frankfurt a. M. 1996, BA 1.
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grünes Ideal gelten. Die Pfl icht zum Umweltschutz wird als ein katego-
rischer Imperativ angesehen, der sich mit einem fast schon religiös aufge-
ladenen Streben nach einem reinen Gewissen verbindet.

Diesem Unterschied in der ethischen Begründungsweise korrespondiert 
eine moralisch-emotionale Divergenz, was sich dann in unterschiedlichen 
Programmen und Vorgehensweisen ausdrückt. Der philosophische Streit 
zwischen Deontologie und Teleologie hat im Umweltschutz sein politi-
sches Korrelat. Am Beispiel der staatlichen Steuerung im Umweltschutz 
wird deutlich, dass die Polarität zwischen dem Denken von den Maßstä-
ben her und dem Denken von den Wirkungen her unter den Bedingungen 
unvollkommener Rahmenordnungen und sich wandelnder Herausforde-
rungen immer wieder neu aufbricht.
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